
 

 

 

SATZUNG 

 

 

 

 

I. Allgemeine Bestimmungen 

 

 

§1 

Firma, Sitz und Geschäftsjahr 

 

(1) Die Gesellschaft führt die Firma 

 

ERWE Immobilien AG. 

 

(2) Der Sitz der Gesellschaft ist Frankfurt am Main. 

 

(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

 

§2 

Gegenstand des Unternehmens 

 

(1) Gegenstand des Unternehmens ist der Erwerb, die Verwaltung und die Veräußerung 

von Beteiligungen an mittelständischen Industrie- und Handelsunternehmen im In- und 

Ausland sowie die Beteiligung an Immobilienunternehmen sowie der An- und Verkauf, 

das Halten, Vermieten, Verwalten und Verwerten von Immobilien, Grundstücken und 

grundstücksgleichen Rechten und deren Erschließung, Planung, Entwicklung und Be-

bauung, ferner die Einbringung von Beratungs- und sonstigen Dienstleistungen für an-

dere Unternehmen sowie die Übernahme von immobilienbezogenen Dienstleistungen. 

 

(2) Die Gesellschaft ist befugt, Unternehmen zu errichten, zu erwerben oder sich an sol-

chen zu beteiligen, Unternehmensverträge abzuschließen, Interessengemeinschaften 

zu bilden, Zweigniederlassungen im In- und Ausland zu errichten und alle einschlägi-

gen Geschäfte zu betreiben, die geeignet sind, das Unternehmen zu fördern. 

 

(3) Die Gesellschaft betreibt keine erlaubnispflichtigen Geschäfte im Sinne des Kreditwe-

sengesetzes. 

 

 

§3 

Bekanntmachungen 

 

Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Bundesanzeiger. 
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II. Grundkapital und Aktien 

 

 

§4 

Grundkapital 

 

(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 16.562.922,00 (in Worten: sechzehn 

Millionen fünfhundertzweiundsechzigtausend neunhundertzweiundzwanzig Euro) und 

ist eingeteilt in 16.562.922 (in Worten: sechzehn Millionen fünfhundertzweiundsechzig-

tausend neunhundertzweiundzwanzig) Stückaktien ohne Nennbetrag. 

 

(2) Die Aktien lauten auf den Inhaber. 

 

(3) Der Anspruch der Aktionäre auf Verbriefung ihrer Anteile ist ausgeschlossen. 

 

(4) Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats bis einschließlich zum 12. Juni 2024 einmalig oder mehrmals um bis zu 

insgesamt EUR 8.000.000,00 gegen Bar- und/oder Sacheinlagen durch Ausgabe von 

neuen, auf den Inhaber lautende Stammaktien ohne Nennbetrag (Stückaktien) zu er-

höhen (Genehmigtes Kapital 2019). Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht 

zu gewähren. Das gesetzliche Bezugsrecht kann auch in der Weise gewährt werden, 

dass die neuen Aktien von einem Bankenkonsortium mit der Verpflichtung übernom-

men werden, sie den Aktionären mittelbar im Sinne von § 186 Abs. 5 AktG zum Bezug 

anzubieten. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre in folgenden Fällen auszuschließen: 

 

(i) soweit es zum Ausgleich von Spitzenbeträgen, die sich aufgrund des Bezugs-

verhältnisses ergeben, erforderlich ist; 

 

(ii) wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlage erfolgt und der auf die neuen Ak-

tien, für die das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, entfallende anteilige Betrag 

des Grundkapitals insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht übersteigt, und 

zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch – falls dieser Betrag gerin-

ger ist – im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Hierbei darf der Aus-

gabepreis der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien 

gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung 

des Ausgabepreises nicht wesentlich im Sinne der §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 

Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreiten. Auf die Höchstgrenze von 10 % des Grund-

kapitals sind Aktien anzurechnen, die zur Bedienung von Wandel- oder Opti-

onsschuldverschreibungen ausgegeben wurden oder auszugeben sind, sofern 

diese Schuldverschreibungen während der Laufzeit des genehmigten Kapitals 

in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss 

des Bezugsrechts ausgegeben wurden. Auf die Höchstgrenze von 10 % des 

Grundkapitals sind ferner diejenigen eigenen Aktien der Gesellschaft anzurech-

nen, die während der Laufzeit des genehmigten Kapitals unter Ausschluss des 

Bezugsrechts der Aktionäre gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, 186 Abs. 3 Satz 

4 AktG veräußert werden; 
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(iii) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zur Gewährung von Aktien zum 

Zweck des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen 

an Unternehmen sowie sonstigen Vermögensgegenständen; 

 

(iv) soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von Wandlungs- oder Optionsrech-

ten bzw. entsprechender -pflichten aus von der Gesellschaft ausgegebenen 

Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen zum Ausgleich von Verwässerun-

gen Bezugsrechte auf neue Aktien der Gesellschaft in dem Umfang zu gewäh-

ren, wie sie ihnen nach Ausübung der Wandlungs- bzw. Optionsrechte bzw. 

nach der Erfüllung der Wandlungspflicht als Aktionär zustünden; 

 

(v) um Belegschaftsaktien an Arbeitnehmer und Pensionäre sowie, als Teil der 

vom Aufsichtsrat festgelegten variablen Vorstandsvergütung, an den Vorstand 

der Gesellschaft und mit ihr verbundener Unternehmen auszugeben. 

 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelhei-

ten der Durchführung der Kapitalerhöhung festzulegen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, 

§ 4 Abs. 1 und 4 der Satzung entsprechend der jeweiligen Ausnutzung des genehmig-

ten Kapitals anzupassen und § 4 Abs. 4 der Satzung im Falle des Fristablaufs des 

genehmigten Kapitals aufzuheben. 

 

(5) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 8.000.000,00 durch Ausgabe von 

bis zu 8.000.000 neuen auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Beding-

tes Kapital 2018). Die bedingte Kapitalerhöhung dient ausschließlich der Gewährung 

von Aktien an die Inhaber bzw. Gläubiger von Wandel- bzw. Optionsschuldverschrei-

bungen, die von der Gesellschaft oder einer Konzerngesellschaft der Gesellschaft im 

Sinne von § 18 AktG, an der die Gesellschaft zu mindestens 90 % mittelbar oder un-

mittelbar beteiligt ist, gemäß der Ermächtigung der Hauptversammlung vom 12. Juli 

2018 bis einschließlich zum 11. Juli 2023 gegen Bar- oder Sachleistung begeben wer-

den. Die bedingte Kapitalerhöhung dient nach Maßgabe der jeweiligen Wandel- bzw. 

Optionsanleihebedingungen auch der Ausgabe von Aktien an Inhaber von Wandel- 

bzw. Optionsschuldverschreibungen, die mit Wandlungs- bzw. Optionspflichten ausge-

stattet sind.  

 

Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur insoweit durchzuführen, wie die Inhaber von Op-

tionsscheinen aus Optionsschuldverschreibungen bzw. Gläubiger von Wandelschuld-

verschreibungen, die von der Gesellschaft oder durch eine Konzerngesellschaft der 

Gesellschaft im Sinne von § 18 AktG, an der die Gesellschaft zu mindestens 90 % 

mittelbar oder unmittelbar beteiligt ist, aufgrund der Ermächtigung der Hauptversamm-

lung vom 12. Juli 2018 bis einschließlich zum 11. Juli 2023 begeben werden, von ihren 

Wandlungs- bzw. Optionsrechten Gebrauch machen bzw. die zur Optionsausübung 

bzw. Wandlung verpflichteten Inhaber bzw. Gläubiger von Wandel- bzw. Options-

schuldverschreibungen ihre Pflicht zur Optionsausübung bzw. Wandlung erfüllen, so-

fern die Wandlungs- bzw. Optionsrechte nicht durch Gewährung eigener Aktien bedient 

werden oder andere Erfüllungsformen zur Bedienung eingesetzt werden. Die Ausgabe 

der neuen Aktien erfolgt zu den nach Maßgabe des vorstehend bezeichneten Ermäch-

tigungsbeschlusses in den Schuldverschreibungs- beziehungsweise Optionsbedingun-

gen jeweils zu bestimmten Options/Wandlungspreisen. Die neuen Aktien können mit 

einer Gewinnberechtigung ab Beginn der Geschäftsjahre vorgesehen werden, für die 
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die Hauptversammlung noch keinen Gewinnverwendungsbeschluss gefasst hat. Der 

Vorstand ist ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Ka-

pitalerhöhung festzusetzen. 

 

 

§5 

Andere Wertpapiere 

 

Form und Inhalt der Urkunden von Wandelschuldverschreibungen, Schuldverschreibungen, 

Optionsanleihen und Optionsscheinen, die von der Gesellschaft ausgegeben werden, sowie 

der entsprechenden Zins-, Berechtigungs- und Erneuerungsscheine setzt der Vorstand mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats fest. Der Anspruch der Einzelverbriefung ist ausgeschlossen. 

 

 

III. Der Vorstand 

 

 

§6 

Zusammensetzung 

 

(1) Der Vorstand besteht aus einer oder mehreren Personen. Auch bei einem Grundka-

pital der Gesellschaft von mehr als Euro 3.000.000 kann der Vorstand aus einer Per-

son bestehen. Es können stellvertretende Vorstandsmitglieder bestellt werden. 

 

(2) Der Aufsichtsrat bestellt die Mitglieder des Vorstands und bestimmt Ihre Zahl nach 

Abs. 1. Der Aufsichtsrat kann einen Vorsitzenden des Vorstands sowie einen stellver-

tretenden Vorsitzenden des Vorstands ernennen.  

 

(3) Mit den Mitgliedern des Vorstands sind schriftliche Dienstverträge abzuschließen. 

 

 

§7 

Geschäftsführung und Vertretung der Gesellschaft 

 

(1) Ist nur ein Mitglied des Vorstands bestellt, so vertritt dieses die Gesellschaft allein. Im 

Übrigen sind Vorstandsmitglieder nur gemeinschaftlich mit einem anderen Vorstands-

mitglied oder in Gemeinschaft mit einem Prokuristen zur Vertretung der Gesellschaft 

befugt. 

 

(2) Der Aufsichtsrat kann Mitgliedern des Vorstands Einzelvertretungsbefugnis erteilen. 

Der Aufsichtsrat kann weiter allgemein oder für den Einzelfall einzeln oder alle Vor-

standsmitglieder von den Beschränkungen des § 181 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 

für den Fall der Mehrfachvertretung ganz oder teilweise befreien. § 112 AktG bleibt 

unberührt. 

 

(3) Der Aufsichtsrat kann eine Geschäftsordnung für den Vorstand erlassen. Er hat zu be-

stimmen, dass bestimmte Geschäfte nur mit seiner Zustimmung vorgenommen werden 

dürfen.  
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IV. Der Aufsichtsrat 

 

 

§8 

Zusammensetzung und Amtsdauer 

 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus drei Mitgliedern. 

 

(2) Die Bestellung des Aufsichtsrats erfolgt für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptver-

sammlung, die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach Beginn der Amts-

zeit beschließt. Hierbei wird das Geschäftsjahr, in dem die Wahl erfolgt, nicht mitge-

rechnet. Eine Wiederwahl ist möglich. Bei der Wahl kann eine kürzere Amtsdauer be-

stimmt werden. 

 

(3) Gleichzeitig mit den ordentlichen Aufsichtsratsmitgliedern können für ein oder für meh-

rere bestimmte Aufsichtsratsmitglieder Ersatzmitglieder gewählt werden. Sie werden 

nach einer bei der Wahl festzulegenden Reihenfolge Mitglieder des Aufsichtsrats, 

wenn Aufsichtsratsmitglieder als deren Ersatzmitglieder sie gewählt wurden, vor Ablauf 

der Amtszeit aus dem Aufsichtsrat ausscheiden. Tritt ein Ersatzmitglied an die Stelle 

des Ausgeschiedenen, so erlischt sein Amt, falls In einer folgenden Hauptversammlung 

nach Eintritt des Ersatzfalles eine Neuwahl für den Ausgeschiedenen stattfindet, mit 

Beendigung dieser Hauptversammlung, anderenfalls mit Ablauf der restlichen Amtszeit 

des Ausgeschiedenen. 

 

(4) Wird ein Aufsichtsratsmitglied anstelle eines ausscheidenden Mitglieds gewählt, so be-

steht sein Amt für den Rest der Amtsdauer des ausscheidenden Mitglieds fort. 

 

(5) Jedes Aufsichtsratsmitglied kann sein Amt unter Einhaltung einer Frist von vier Wo-

chen niederlegen. Die Niederlegung muss durch schriftliche Erklärung gegenüber dem 

Vorstand unter Benachrichtigung des Vorsitzenden des Aufsichtsrats erfolgen. Das 

Recht zur Amtsniederlegung aus wichtigem Grund bleibt hiervon unberührt. 

 

 

§9 

Vorsitzender und Stellvertreter 

 

(1) Der Aufsichtsrat wählt in der ersten Sitzung nach seiner Wahl aus seiner Mitte einen 

Vorsitzenden und einen Stellvertreter. Die Wahl erfolgt für die Amtsdauer der Gewähl-

ten oder einen kürzeren vom Aufsichtsrat bestimmten Zeitraum. 

 

(2) Scheidet der Vorsitzende oder sein einziger Stellvertreter vorzeitig aus dem Amt aus, 

so hat der Aufsichtsrat unverzüglich eine Neuwahl für die restliche Amtszeit des Aus-

geschiedenen vorzunehmen. 
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§10 

Sitzungen des Aufsichtsrats 

 

(1) Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden durch den Vorsitzenden des Aufsichtsrats mit 

einer Frist von 14 Tagen schriftlich, per Telefax oder per E Mall einberufen. Bei der 

Berechnung der Frist werden der Tag der Absendung der Einladung und der Tag der 

Sitzung nicht mitgerechnet. In dringenden Fällen kann der Vorsitzende diese Frist an-

gemessen verkürzen. 

 

(2) Die Sitzungen des Aufsichtsrats haben wenigstens zweimal pro Kalenderhalbjahr statt-

zufinden. 

 

(3) Sitzungen können auf Anordnung des Aufsichtsratsvorsitzenden auch in Form einer 

Telefon- oder Videokonferenz abgehalten werden. 

 

 

§11 

Beschlüsse des Aufsichtsrats 

 

(1) Beschlüsse des Aufsichtsrats werden, soweit das Gesetz nicht zwingend etwas ande-

res bestimmt, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Bei Stimmen-

gleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden des Aufsichtsrats den Ausschlag; dies gilt 

auch bei Wahlen. 

 

(2) Willenserklärungen des Aufsichtsrats werden im Namen des Aufsichtsrats durch den 

Vorsitzenden oder seinen Stellvertreter abgegeben. 

 

(3) An den Sitzungen des Aufsichtsrats können dem Aufsichtsrat nicht angehörende Per-

sonen anstelle von verhinderten Aufsichtsratsmitgliedern teilnehmen, wenn sie von die-

sen hierzu in Textform ermächtigt sind und kein Aufsichtsratsmitglied widerspricht. Sie 

können auch schriftliche Stimmabgaben der an der Sitzung nicht teilnehmenden Auf-

sichtsratsmitglieder überreichen. 

 

 

§12 

Geschäftsordnung 

 

Der Aufsichtsrat setzt Im Rahmen von Gesetz und Satzung seine Geschäftsordnung selbst 

fest. 

 

 

§13 

Vergütung 

 

(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten für jedes volle Geschäftsjahr ihrer Zugehörig-

keit zum Aufsichtsrat eine Vergütung in Höhe von EUR 20.000. Der Vorsitzende erhält 

das Doppelte, der stellvertretende Vorsitzende das Eineinhalbfache. Die Vergütung ist 

zahlbar nach Ablauf des Geschäftsjahres. Aufsichtsratsmitglieder, die dem Aufsichtsrat 
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nicht während eines vollen Geschäftsjahres angehört haben, erhalten die Vergütung 

entsprechend der Dauer ihrer Aufsichtsratszugehörigkeit. Eine Mitgliedschaft in Aus-

schüssen wird nicht gesondert vergütet. 

 

(2) Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten ferner Ersatz aller Auslagen sowie Ersatz der 

etwa auf Ihre Vergütung und Auslagen entfallenden Umsatzsteuer. 

 

(3) Die Gesellschaft schließt auf Kosten der Gesellschaft zugunsten der Mitglieder des 

Aufsichtsrats eine angemessene Vermögensschadenhaftpflichtversicherung (D&O 

Versicherung) für den Fall einer Inanspruchnahme wegen Ihrer Tätigkeit für die Gesell-

schaft ab. 

 

 

§14 

Änderungen der Satzungsfassung 

 

Der Aufsichtsrat ist befugt, Änderungen der Satzung, die nur deren Fassung betreffen, zu be-

schließen. 

 

 

V. Die Hauptversammlung 

 

 

§15 

Ort und Einberufung 

 

(1) Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft oder nach Wahl des einberu-

fenden Organs am Sitz einer deutschen Wertpapierbörse oder im Umkreis von 100 km 

eines dieser Orte statt. 

 

(2) Die Hauptversammlung ist mindestens 30 Tage vor dem Tag, bis zu dessen Ablauf 

sich die Aktionäre zur Hauptversammlung gemäß nachstehendem § 16 Abs. 1 anzu-

melden haben, einzuberufen. Der Tag der Hauptversammlung und der Tag der Einbe-

rufung sind nicht mitzurechnen. 

 

(3) Die Hauptversammlung, die Ober die Entlastung von Vorstand und Aufsichtsrat, Ober 

die Gewinnverwendung und - soweit erforderlich - über die Feststellung des Jahresab-

schlusses beschließt (ordentliche Hauptversammlung), findet innerhalb der ersten acht 

Monate eines jeden Geschäftsjahres statt. 

 

 

§16 

Teilnahme an der Hauptversammlung und Ausübung des Stimmrechts 

 

(1) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind nur 

diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich zur Hauptversammlung angemeldet haben. Die 

Anmeldung muss der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Ad-

resse mindestens sechs Tage vor der Versammlung zugehen. Der Tag der Versammlung 
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und der Tag des Zugangs der Anmeldung sind nicht mitzurechnen. Der Vorstand ist er-

mächtigt, statt der gesetzlichen Frist eine kürzere, in Tagen zu bemessende Frist vorzu-

sehen 

 

(2) Die Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung oder zur Ausübung des 

Stimmrechts ist nachzuweisen. Hierfür ist ein Nachweis des Anteilsbesitzes in Textform 

durch den Letztintermediär gemäß § 67c Abs. 3 AktG erforderlich. Der Nachweis des 

Anteilsbesitzes hat sich auf den Beginn des 21. Tages vor der Hauptversammlung zu 

beziehen und muss der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Ad-

resse mindestens sechs Tage vor der Hauptversammlung zugehen, wobei der Tag des 

Zugangs und der Tag der Hauptversammlung nicht mitzurechnen sind. Der Vorstand ist 

ermächtigt, statt der gesetzlichen Frist eine kürzere, in Tagen zu bemessende Frist vor-

zusehen. Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme an der Hauptversammlung 

und die Ausübung des Stimmrechts als Aktionär nur, wer den Nachweis erbracht hat. 

 

(3) Das Stimmrecht kann durch Bevollmächtigte ausgeübt werden. Die Erteilung der Voll-

macht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft 

bedürfen der Textform. In der Einberufung zur Hauptversammlung kann für jede dieser 

Erklärungen einzeln oder insgesamt eine Erleichterung bestimmt werden. § 135 AktG 

bleibt unberührt. 

 

(4) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre an der Hauptversammlung auch 

ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Bevollmächtigten teilnehmen und sämt-

liche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege elektronischer Kommuni-

kation ausüben können (Online-Teilnahme). Der Vorstand kann Umfang und Verfahren 

der Online-Teilnahme im Einzelnen regeln. 

 

(5) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre auch ohne Teilnahme an der 

Hauptversammlung ihre Stimmen schriftlich oder im Wege elektronischer Kommunikation 

abgeben dürfen (Briefwahl). Er kann das Verfahren der Briefwahl im Einzelnen regeln. 

 

 

§17 

Stimmrecht 

 

Jede Aktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme. 

 

 

§18 

Vorsitz in der Hauptversammlung 

 

(1) Den Vorsitz In der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder ein 

anderes durch den Aufsichtsrat zu bestimmendes Aufsichtsratsmitglied. Übernimmt 

kein Aufsichtsratsmitglied den Vorsitz, so eröffnet der zur Beurkundung zugezogene 

Notar die Hauptversammlung und lässt den Leiter der Versammlung durch diese wäh-

len. 

 



 
9 

(2) Der Vorsitzende leitet die Verhandlungen und bestimmt die Reihenfolge, in der die Ge-

genstände der Tagesordnung erledigt werden, sowie die Form der Abstimmung. 

 

(3) Der Versammlungsleiter ist ermächtigt, In der Hauptversammlung das Frage und Re-

derecht der Aktionäre zeitlich angemessen zu beschränken. 

 

 

§19 

Beschlussfassung 

 

(1) Die Beschlüsse werden, soweit nicht zwingende gesetzliche Vorschriften entgegenste-

hen, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen und, sofern das Gesetz außer 

der Stimmenmehrheit eine Kapitalmehrheit vorschreibt, mit der einfachen Mehrheit des 

bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals gefasst. 

 

(2) Wird bei Wahlen die einfache Stimmenmehrheit im ersten Wahlgang nicht erreicht, so 

findet eine Stichwahl zwischen den beiden Vorschlägen statt, welche die höchsten 

Stimmenzahlen erhalten haben. Ergibt sich bei dieser Wahl Stimmengleichheit, so ent-

scheidet das durch den Versammlungsleiter zu ziehende Los. 

 

 

VI. Jahresabschluss 

 

 

§20 

Jahresabschluss 

 

(1) Der Vorstand hat innerhalb der gesetzlichen Fristen den Jahresabschluss (Bilanz nebst 

Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang) und den Lagebericht aufzustellen und 

dem Aufsichtsrat zur Prüfung vorzulegen. Ist ein Abschlussprüfer beauftragt, gilt Satz 1 

entsprechend. 

 

(2) Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den Lagebericht des Vorstands und den 

Vorschlag für die Verwendung des Bilanzgewinns zu prüfen und über das Ergebnis 

seiner Prüfung schriftlich an die Hauptversammlung zu berichten. Er hat seinen Bericht 

innerhalb eines Monats, nachdem ihm die Vorlagen zugegangen sind, dem Vorstand 

zuzuleiten. Billigt der Aufsichtsrat nach Prüfung den Jahresabschluss, ist dieser fest-

gestellt. 

 

(3) Unverzüglich nach Eingang des Berichts des Aufsichtsrats hat der Vorstand die ordent-

liche Hauptversammlung einzuberufen. Der Jahresabschluss, der Lagebericht des 

Vorstands, der Bericht des Aufsichtsrats und der Vorschlag des Vorstands für die Ver-

wendung des Bilanzgewinns sind von der Einberufung an in den Geschäftsräumen der 

Gesellschaft zur Einsicht der Aktionäre auszulegen. 
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§21 

Gewinnverwendung 

 

(1) Für die Gewinnverwendung gelten die gesetzlichen Bestimmungen. In einem Kapital-

erhöhungsbeschluss kann die Gewinnverteilung neuer Aktien abweichend von § 60 

Abs. 2 Satz 3 des Aktiengesetzes festgesetzt werden. 

 

(2) Vorstand und Aufsichtsrat sind ermächtigt, bei der Feststellung des Jahresabschlusses 

bis zu 70% des Jahresüberschusses, der nach Abzug der in die gesetzliche Rücklage 

einzustellenden Beträge und eines Verlustvortrags verbleibt, andere Gewinnrücklagen 

einzustellen. Die Einstellung ist nicht zulässig, soweit die anderen Gewinnrücklagen 

nach der Einstellung die Hälfte des Grundkapitals übersteigen würden. 

 

 

 

 

VII. Schlußbestimmungen 

 

 

§22 

Gründungsaufwand 

 

Die Gesellschaft trägt die mit der Gründung zusammenhängenden Kosten (Notar, Handelsre-

gister, Berater) bis zu einem Betrag von Euro 5.000,00. 

 


